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Erster Stolperstein in Bohns-
dorf erinnert an Paul Wegmann
Der erste Stolperstein im 
Ortsteil Bohnsdorf wur-
de im Juni 2017 für den 
Sozialdemokraten und 
Gewerkschafter Paul Weg-
mann (* 17.09.1889 in 
Ronsdorf, † 3. April 1945 
in Bergen-Belsen) vor sei-
nem letzten Wohnort in 
der Dahmestraße 69 ver-
legt. Weit über 70 Perso-
nen waren gekommen. 
Wegmann war zudem ein 
engagierter Jugendpfleger, 
einer der Aktivisten der 
Revolution 1918, wichtiges 
Mitglied im Vollzugsrat 
der Arbeiter- und Solda-
tenräte Groß-Berlins und 
1992-24 Reichstagsabge-
ordneter für die USPD. 
Sein Leidensweg begann 
mit der Machtübernahme 
Hitlers. Die Tochter Weg-

manns Annelore Rinnert 
hielt zur Stolpersteinlegung 
eine ergreifende Rede und 
zitierte dabei drei Aussprü-
che ihres pazifistischen 
Vaters, die bezeugen, dass 
er seiner Zeit weit voraus 
war: “So lange gesprochen 

Spreekurier

Herausgeber: SPD Trep-
tow-Köpenick, Grünauer 
Straße 8, 12557 Berlin
Kontakt: buero@spd-tk.de
www.spd-tk.de

V.i.S.d.P.: Oliver Igel 
(Kreisvorsitzender)

An dieser Ausgabe haben 
mitgewirkt:
Oliver Igel,
André Rostalski,
Gabriele Schmitz,
Ralf Thies,
Karin Zehrer

Druck: Henke Presse-
druck GmbH & Co. KG, 
Auflage: 95.000 Exemplare

IMPRESSUM

LESUNG 
14. Juli 2017 um 19.30 Uhr
„Das Wunder von Berlin“
Lesung mit Matthias 
Schmidt (MdB) und Irina 
Vogt
Aus dem gleichnamigen 
Buch von Daniel James 
Brown
Eintritt frei!
Neun junge Männer aus 
der amerikanischen Pro-
vinz machen sich 1936 
auf den Weg nach Berlin, 
um die Goldmedaille im 
Rudern zu gewinnen,
eine Geschichte mit un-
wahrscheinlichem Aus-
gang beginnt.
Ort: pier36eins (USE) 
Wassersportallee 2, 12527 
Berlin
Im Rahmen der Reihe 
Literatur trifft Politik der 
AG Kultur SPD Trep-
tow-Köpenick.

wird, wird nicht mit Waf-
fen gekämpft!”, “Wer Waf-
fen produziert, weiß, dass 
sie benutzt werden!” und 
1933: “Wenn Hitler diese 
Wahl gewinnt, bedeutet das 
Krieg, ein Krieg, den wir 
verlieren werden!”.

Autobahnen bleiben in staatlicher Hand
Wer auf Autobahnen und 
Bundesstraßen unterwegs ist 
erkennt sofort, was mit dem 
Wort Investitionsstau ge-
meint ist: Allein 90 Milliarden 
Euro beträgt der Rückstand 
bei den Investitionen in Stra-
ßen und Brücken.

Die SPD hat nun einige 
Neuregelungen für eine gute 
öffentliche Infrastruktur im 
Bundestag durchgesetzt.

Der Bund trägt künftig 
mehr Verantwortung für die 
Sanierung von Straßen- und 
Brücken. Dazu wurde eine 
Infrastrukturgesel lschaft 
gegründet – die konfliktbe-
haftete Aufgabenteilung zwi-
schen Bund und Ländern 
wird aufgehoben und es gibt 
klare Verantwortung bei der 
Bundesautobahngesellschaft. 
So kann der Bund besser als 
bisher Planung, Organisation 
und Instandhaltung von Ver-

kehrsinfrastruktur überneh-
men. Länder und Kommu-
nen werden damit entlastet 
und der Investitionsstau kann 
schneller abgebaut werden. 

Der ursprüngliche CDU/
CSU-Vorschlag zur Bundes-
autobahngesellschaft hätte 
eine Privatisierung der Auto-
bahnen ermöglicht. Dazu gab 

es harte Kritik von der SPD, 
von Gewerkschaften und 
vom Bundesrechnungshof. 
Dieser Plan wurde erfolgreich 
verhindert. Die Bundesstra-
ßen und Bundesautobahnen 
behalten ihren Namen zu 
Recht und bleiben zu 100% 
Eigentum des Staates. Die 
Gesellschaft wird zwar aus 

Fortsetzung des Artikels von der Titelseite

Im Gespräch: Schmidt und 
Hilbrecht
Hilbrecht: Ich kam 1990 
mit der Absicht in den Be-
zirk, Kultur in Verbindung 
mit Tourismus aufzubau-
en. Das ist mir, so wie ich 
es von meinen Zuschau-
ern immer wieder erfahre, 
wohl voll gelungen. 
Ein Theaterstück, ge-
schrieben zusammen mit 
John Stave, ehemaliger 
Autor im „Eulenspiegel“, 
über den Hauptmann von 
Köpenick – Coup 1906, 
sollte 40 Jahre lang, so 
mein damaliger Slogan, 
auf den Brettern eines 
Köpenicker Theaters für 
die Touristen laufen. Das 
konnte ich nicht einlösen, 
was sehr schade ist. Trotz-
dem habe ich in der Figur 
des Hauptmanns bisher 
wohl über 3300 Veranstal-
tungen allein in Köpenick 
absolviert. Und – das – ist 
– gut – so!

Projekte und
Perspektiven

Was haben Sie sich denn 
für die nächsten Jahre vor-
genommen? Welche Pers-
pektiven sehen Sie für sich?
Schmidt: Ich möchte 
meine Arbeit für Trep-
tow-Köpenick im Bundes-
tag fortsetzen. Es gibt noch 
einige offene Baustellen, 
die ich zum Teil schon ge-
nannt habe. Da will ich am 
Ball bleiben und weiter 
Bretter bohren. Der Umbau 
des Bahnhofs Schöneweide 
kommt dazu; ein kurzer 
Draht zur Deutschen Bahn 
kann da hilfreich sein. Ich 
bringe mich intensiv ein 
und habe dabei immer die 
Bedürfnisse der Menschen 
in Treptow-Köpenick im 
Hinterkopf.
Hilbrecht: „Die Blätter fal-
len von den Bäumen – und 
mein Herbst ist kommen“ 

lässt Schiller seinen Karl 
Moor sagen. Auch ich weiß 
um die Unausweichlich-
keit. Aus diesem Grun-
de wünsche ich mir von 
ganzem Herzen, dass in 
kameradschaftlicher Zu-
sammenarbeit von Amt, 
Tourismusverein und mir 
mit meinem Verein die 
Installation einer „Haupt-
mann von Köpenick – Büh-
ne“ gelingen möchte, die 
sich im Zusammenwirken 
mit anderen Mitstreitern 
voll dem Thema Haupt-
mann widmet. Das aber 
nicht in Ulk oder reiner 
Feierabendseligkeit, son-
dern mit dem gebotenen 
Respekt vor Carl Zuckmay-
er und seinem Anliegen 
bei der Behandlung dieses 
Stoffes. 
Herr Schmidt, Herr Hilb-
recht, vielen Dank für das 
Gespräch.

organisatorischen Gründen 
als GmbH gegründet, private 
Anteilseigner wie auch Kre-
ditgeber werden ausgeschlos-
sen. Ersteres wird sogar im 
Grundgesetz festgeschrieben.

Geld erhält die Gesellschaft 
ausschließlich aus dem Bun-
deshaushalt. Kontrolliert wird 
sie durch den unabhängigen 
Bundesrechnungshof. Das 
bedeutet auch bessere Kon-
trollmöglichkeiten für das 
Parlament als bisher. Die Ge-
sellschaft darf zehn regionale 
Tochtergesellschaften grün-
den, die den gleichen Rege-
lungen unterliegen.

Darüber hinaus hat die 
SPD die Hürden für öffent-
lich-private Partnerprojekte 
(ÖPP oder PPP) hochgelegt. 
Sie sind nur noch zugelassen, 
wenn sie wirtschaftlicher sind 
als der öffentliche Bau und 
Betrieb. Auch die schrittwei-

se Zusammenführung von 
ÖPP-Teilen wurde ausge-
schlossen. Diese dürfen ma-
ximal 100 Kilometer lang sein 
und müssen getrennt bleiben. 
Letzteres war für die Zustim-
mung der SPD-Bundestags-
fraktion entscheidend.

Im Entwurf der Unions-
fraktion waren darüber hi-
naus arbeitnehmerfeindli-
che Positionen enthalten. 
SPD-Fraktion und Ver.di ha-
ben Hand in Hand gearbeitet, 
um Verbesserungen für die 
knapp 11.000 Beschäftigten 
der Straßenbauverwaltungen 
zu erreichen. Gemeinsam 
wurde der Erhalt der Tarifau-
tonomie erreicht, die von den 
Ministern Schäuble und Dob-
rindt vorgesehenen Angriffe 
wurden abgewehrt. Die Mit-
bestimmung wurde gestärkt. 
Das war die Kernforderung 
der Gewerkschaften. 

ANKÜNDIGUNG

Matthias Schmidt bei einer Rede im Deutschen Bundestag
Foto: Sven Ullrich

MitarbeiterInnen 
gesucht
Jahrelang musste man 
Monat für Monat traurig 
auf Zahlen aus Nürnberg 
schauen. Aus dieser Stadt 
wurden von der Agentur 
für Arbeit die neuesten 
Zahlen zu den Arbeits-
losen in Deutschland ge-
meldet. Hinter jeder Zahl 
steckte ein Mensch, eine 
Familie. Ohne Arbeit kein 
ordentliches Einkommen 
und kaum eine Perspek-
tive für sich und die An-
gehörigen. Unabhängig 
davon, wie man zu Statis-
tiken steht – inzwischen 
sind die Zahlen deutlich 
erfreulicher. Und das ist 
spürbar. Unser Bezirk 
Treptow-Köpenick hat 
es in diesem Jahr mehre-
re Monate hintereinan-
der geschafft, berlinweit 
die niedrigste Arbeits-
losenquote zu verzeich-
nen. Sie liegt im Monat 
Mai bei 6,7 Prozent. Die 
höchste Arbeitslosigkeit 
herrscht mit 12,6 Pro-
zent in Neukölln (gefolgt 
von Spandau mit 10,6 
Prozent und Reinicken-
dorf mit 10,4 Prozent). 
Berlinweit liegt die Quo-
te bei 8,9 Prozent. An 
dieser Stelle werden vie-
le den Finger erheben 
und darauf verweisen, 
dass ja gar nicht alle in 
der Statistik erfasst sind. 
Darüber kann man sich 
trefflich streiten, doch 
das erklärt nicht, warum 
es in einem Bezirk bes-
ser läuft und in anderen 
nicht. Und auch die Zahl 
der sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigten 
ist gestiegen. Die Statistik 

ist keine Aufforderung 
für uns, nichts mehr zu 
tun. Ganz im Gegenteil: 
ich will, dass jeder nicht 
nur eine Arbeit hat, son-
dern von dieser Tätigkeit 
auch leben kann. Da ist 
mit dem Mindestlohn 
ein wichtiger Schritt ge-
tan, aber eben nur ein 
Schritt. Wichtig ist vor 
allem: kein Mensch darf 
verloren gegeben werden 
– so das Gefühl gerade 
von vielen älteren Men-
schen. Wir brauchen jede 
Hand, jeder Kraft, ganz 
egal ob jemand 20, 40 
oder 60 ist. Inzwischen 
ist es so, dass qualifizier-
te Arbeitskräfte dringend 
gesucht werden. Unter-
nehmen müssen kreativ 
sein, um an BewerberIn-
nen zu gelangen. Es gibt 
einen Wettbewerb um 
qualifizierte Kräfte. Das 
ist ganz anders als vor 15 
Jahren, als wir bei Unter-
nehmen darum betteln 
mussten, Ausbildungs-
plätze zu schaffen. Wir 
sind den richtigen Weg 
in Treptow-Köpenick ge-
gangen. Wir haben Un-
ternehmensansiedlungen 
ermöglicht. Wir haben 
Ausbildung gefördert 
und die Zusammenarbeit 
zwischen Wirtschaft und 
Wissenschaft. Wir haben 
die Schulen gut ausge-
stattet, um Jugendliche 
fit für den Arbeitsmarkt 
zu machen. Wir werben 
dafür, dass sich junge 
Menschen nach Studium 
und Ausbildung eine ei-
gene Existenz gründen 
und beraten hierfür. Und 
wir setzen darauf, dass 
diese Unternehmen bei 
uns im Bezirk gegründet 
und etabliert werden. Die 
Statistik ist dafür ein klei-
nes Erfolgserlebnis, aber 
nichts zum Ausruhen. 
Kein Mensch soll zurück-
bleiben.

Ihr

KLARTEXTSPRECHSTUNDEN DER 
SPD-POLITIKER
Lars Düsterhöft
Mitglied des Abgeord-
netenhauses für Ober-, 
Niederschöneweide und 
Johannisthal
10., 17. und 24. Juli 2017
14.30 bis 17.30 Uhr
in der AnsprechBar, Sie-
mensstr. 15, 12459 Berlin

Tom Schreiber
Mitglied des Abgeordne-
tenhauses für Altstadt/
Kietz, Allende-Viertel,
Wendenschloss, Müggel-
heim
18. Juli 2017
9.30 bis 10.30 Uhr
in der Begegnungsstätte
Allende II, Alfred-Randt-
Straße 42
26. Juli 2017,
19.00 bis 20.00 Uhr
Dorfclub Müggelheim,
Alt-Müggelheim 21
 
Oliver Igel
Bezirksbürgermeister
19. Juli 2017
10.30 bis 12.00 Uhr
im Rathaus Köpenick,
Zimmer 173 

Rainer Hölmer
Bezirksstadtrat
19. Juli 2017
15.00 bis 17.00 Uhr
im Rathaus Köpenick,
Zimmer 165
Bitte vorher tel. anmelden
unter 030-90297 2202

TERMINE

Foto: André Rostalski



Wie sieht die Rente der Zukunft aus? David im Gespräch mit seiner Oma.              Foto: Christina Bauermeister

Innensenator Andreas Geisel           Foto: SenInnSport / Bernhardt Link - Farbtonwerk
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Die Pankowerin Irmgard
Schneider* (78) hat mit 14
Jahren ihre Ausbildung bei
der DDR-Post angefangen,
danach „durchjeackert“, bis
sie 1999 mit 60 in Rente
ging. Das Niveau ihrer
Rente betrug damals ca. 50
Prozent ihres Verdienstes.

Ihr Enkel David H. (27)
hat gerade seinen Job nach
der Uni angefangen und
würde nach geltem Recht
bei seinem Renteneintritt
in 40 Jahren nur gut 40
Prozent seines Verdienstes
bekommen. 

Ein Gespräch über Renten-
gerechtigkeit.

SB: Finden Sie das jetzige
Rentensystem gerecht? 

Irmgard Schneider: Nein.
Die heutige Generation hat
doch gar nicht mehr die
Chance, 40 Jahre in einem
Beruf zu bleiben. 

David H.: Das stimmt.
Meine Generation hat mehr
Unterbrechungen im Ar-
beitsleben, etwa durch die
Suche nach dem ersten Job
nach dem Uniabschluss, be-
fristete Arbeitsverträge oder
weil man einfach mal eine
Auszeit braucht. Das schlägt
sich natürlich später in der
Rentenhöhe nieder. 

SB: Die SPD will die Rente
wieder verlässlich machen –
mit einem gesicherten Ren-
tenniveau von 48 Prozent
und einer Begrenzung des
Rentenbeitragssatzes auf
max. 22 Prozent. Halten Sie
das für eine gute Lösung?

Irmgard: Das Konzept ist
schon gut durchdacht. Aber
lässt sich das auch finanzie-
ren? 

David: Wenn in gut zehn
Jahren die „Babyboomer“ in
Rente gehen, verändert sich
das Verhältnis von Renten-
empfängern und Bei- trags-
zahlern deutlich. Die SPD

will diese „Lücke“ durch
einen steuerfinanzierten Zu-
schuss schließen. Das macht
Sinn. Keinen Sinn machen
für mich immer höhere Bei-
träge, so dass vom Lohn kaum
noch etwas übrig bleibt. 

Irmgard: Gerade diejeni-
gen, die kein großes Ein-
kommen haben, sind auf
eine verlässliche und aus-
kömmliche staatliche Rente
angewiesen. Mein anderer
Enkel ist Pfleger und hat
zwei Kinder. Er kann gar
nicht nebenher noch privat
vorsorgen. 
SB: In der Union wird ge-

rade über die Rente mit 70
nachgedacht ...

Irmgard: Das ist für mich
Spinnerei. Das ist gar nicht
möglich. Die Menschen sind
so ausgepowert und zwar
nicht nur jene, die schwer
körperlich arbeiten müssen. 

David: Zu den Verände-
rungen in der Arbeitswelt
gehört auch zunehmender
Druck und Stress. Eine
Rente mit 70 finde ich des-
halb ziemlich utopisch. 
SB: Können Sie junge Leute
verstehen, die sagen, dass sie
kein Vertrauen mehr in die
Rente haben? 

Irmgard: Das kann ich
nachvollziehen. Ich komme
mit meiner Rente von 1.500
Euro monatlich sehr gut aus.
Meine drei Enkel wissen ja
nicht mehr, ob sie am Ende
überhaupt noch etwas krie-
gen.

David: Ich selbst habe das
Vertrauen in die staatliche
Rente verloren. Ich würde
mir das Konzept der SPD
wünschen. Dann würde ich
die Abzüge auf dem Lohn-
schein für die Rente wieder
positiver wahrnehmen.
Natürlich wäre ein höheres
Rentenniveau als 48 Prozent

wünschenswert, aber dann
wird es mit der Finanzie-
rung schwierig. Heute
finanziere ich – bildlich
gesprochen – zusammen mit
meinem Cousin Omas
Rente. 

Irmgard (unterbricht): Die
habe ich mir alleine ver-
dient. 

David (lacht): In Zukunft
wird sich das Verhältnis
komplett umdrehen. 2040
wird jeder Dritte in
Deutschland selbst Rentner
sein. CB

* Name geändert

„Damit die Enkel ooch noch wat kriegen“
Ein Gespräch zweier Generationen über die Rente

Innensenator Andreas Geisel im Stadtblatt-Interview zur inneren Sicherheit

Stichwort:
Bürgerversicherung

„Sicherheit ist das Fundament
für soziale Gerechtigkeit“
SB: Herr Geisel, wie lassen
sich aus Ihrer Sicht die
Themen Sicherheit und
Gerechtigkeit miteinander
verbinden?

Andreas Geisel: Beide
Themen sind eng miteinan-
der verbunden. Sicherheit
darf niemals nur eine Sache
für einige Wenige sein, die
sie sich leisten können. Der
Staat hat die Aufgabe, alle zu
schützen – unabhängig vom
Einkommen. Sicherheit ist
das Fundament für soziale
Gerechtigkeit.

Die SPD will in der aufge-
heizten Debatte zur inneren
Sicherheit die Stimme der
Vernunft sein und fordert Si-
cherheit mit Außenmaß. Die
Union fordert vor allem
härtere Gesetze, gerade bei
den Themen Terrorabwehr
und Videoüberwachung. Ge-
winnt am Ende derjenige,
der lauter schreit?

Am Ende gewinnt immer
die Vernunft. Nach jedem
Anschlag wird reflexhaft
nach „Mehr“ gerufen: Mehr
Härte, Mehr Gesetze, Mehr
Videoüberwachung. Ich plä-
diere dafür, nicht immer
nur nach Mehr zu rufen,
sondern vor allem nach dem
„Wie“ zu fragen. Wie schaf-
fen wir es, in Zeiten des

Für Gesundheit und Pflege
soll es künftig eine Bür-
gerversicherung für alle
geben. Das fordert die SPD
in ihrem Wahlprogramm.
Doch was bedeutet das?

Warum ist eine neue
Versicherung nötig?

Gesetzlich Versicherte und
privat Versicherte werden
heute unterschiedlich be-
handelt. Die Bürgerversiche-
rung beendet diese Zwei-
Klassen-Medizin. Bislang
nimmt die private Kranken-
versicherung vor allem jün-
gere, gesunde Versicherte
mit höheren Einkommen
auf und kann ihnen deshalb
niedrigere Beiträge bieten.
Das ist kein solidarisches
System. In der Bürgerver-
sicherung sind alle Mitglied,
egal ob angestellt, verbe-
amtet oder selbständig. Alle
werden gleichbehandelt. Ärz-
te erhalten für jeden Patien-
ten die gleiche Vergütung.
Die Kosten werden wieder
paritätisch zwischen Versi-
cherten und Arbeitgebern
aufgeteilt, der Zusatzbeitrag
für Versicherte entfällt.  

Was muss ich tun, um in
die Bürgerversicherung

aufgenommen zu werden?
Wer gesetzlich versichert

ist, kommt automatisch in
die Bürgerversicherung. Für
Beamtinnen und Beamte
wird ein spezieller Tarif ge-

schaffen, um die bisherige
Beihilferegelung fortzufüh-
ren. Alternativ dazu können
auch öffentliche Arbeitgeber
künftig die Hälfte des Kas-
senbeitrags zahlen. Privat
Versicherte können frei-
willig in die Bürgerversiche-
rung wechseln. 

Wird die Bürgerver-
sicherung für mich teurer?

Die Bürgerversicherung
entlastet Arbeitgeber und
Arbeitnehmer, Familien,
Rentner und Geringverdie-
ner durch niedrigere Beitrags-
sätze. Das wird möglich,
weil bislang privat Versi-
cherte mit höheren Einkom-
men dann in die
Bürgerversicherung einzah-
len. Zusätzlich werden an-
dere Einkünfte – etwa hohe
Zinseinnahmen oder Ein-
kommen aus selbstständiger
Tätigkeit – beitragspflichtig.
Ehegatten und Kinder ohne
eigenes Einkommen sind in
der Bürgerversicherung kos-
tenfrei mitversichert.    

Die SPD regiert doch mit.
Warum hat sie das nicht

längst umgesetzt?
Die SPD konnte als Junior-

Partner in der Großen Ko-
alition in den Verhand-
lungen nur einen Teil ihrer
Ziele durchsetzen. Die Bür-
gerversicherung scheiterte
am Widerstand der CDU.                   

U. Horb

Terrors eine Sicherheitspoli-
tik zu machen, die uns
schützt und uns gleichzeitig
nicht die Luft zum Atmen
nimmt. Sicherheit mit Au-
genmaß trifft es ganz genau.

Bundesweit sollen laut SPD-
Wahlprogramm 15.000 neue
Stellen bei der Polizei in
Bund und Ländern geschaf-
fen werden. Würde diese
Aufstockung helfen, um die
Präsens der Polizei etwa in
den Berliner Wohnquartie-
ren wieder zu erhöhen?

Ja, auf jeden Fall. Ganz
klar brauchen wir mehr
Polizistinnen und Polizisten.
Gerade in einer wachsenden

Stadt wie Berlin. Und auch
genau da, wo die Menschen
sie brauchen: Als Ansprech-
partner in den Kiezen. Wir
sind gerade in den Haus-
haltsberatungen, um einen
Ausbau der Polizei auch fi-
nanziell abzusichern. Ich bin
da guter Dinge, dass uns das
auch gelingt.

Zugenommen hat in Berlin
laut Kriminalitätsstatistik
vor allem die Kriminalität in
Bussen und Bahnen. Was tut
der Senat dagegen?

Richtig ist: Straftaten nah-
men im ÖPNV im Jahr 2016
gegenüber dem Vorjahr zu.
Das lag insbesondere an der

•     Garantiertes Rentenniveau von mindestens 48 Prozent 
      bis 2030 

•     Begrenzung des Beitragssatzes auf 22 Prozent bis 2030

•     Mit dem steuerfinanzierten Demografiezuschuss
      werden auch höhere Einkommen angemessen an der
      Finanzierung beteiligt. 

•     Einführung einer gesetzlichen Solidarrente für
      langjährig Beschäftigte (35 Beitragsjahre oder länger),
      die 10 Prozent über dem durchschnittlichen Grund-
      sicherungsanspruch am Wohnort liegt  

•     Einbeziehung bisher nicht versicherter Selbstständiger 

DAS RENTENKONZEPT DER SPD KURZGEFASST:

Steigerung beim Taschen-
diebstahl. Allerdings, und
das ist die gute Nachricht,
sanken die Delikte mit Ge-
waltcharakter. Dieser Trend
soll sich fortsetzen. Ich setze
hier große Hoffnung auf die
von mir wieder ins Leben ge-
rufenen gemeinsamen Strei-
fen von BVG und Polizei.

Beim Thema Videoüber-
wachung werden oft die Ar-
gumente einer besseren Auf-
klärung und Verfolgung von
Straftaten gegen Daten-
schutz- und Persönlichkeits-
rechte ausgespielt. Welchen
Weg geht Berlin in dieser
Frage?

Berlin wird temporär und
anlassbezogen Videoüber-
wachung einsetzen. Das
heißt, dass wir nicht die
gesamte Stadt mit Video-
kameras überziehen werden,
sondern dort, wo es notwen-
dig ist. Wir haben das beim
Kirchentag getan, als Hun-
dertausende auf den Plätzen
in Berlin unterwegs waren.
Dort war es richtig und an-
gemessen. Nehmen Sie
London – die vermutlich
bestüberwachte Stadt der
Welt – ist nicht sicherer ge-
worden.

Fragen: C. Bauermeister



Der Regierende Bürgermeister und Landesvorsitzende der SPD
Berlin diskutierte am 27. Juni auf einer Wirtschaftskonferenz im
Willy-Brandt-Haus über das Thema „Digitalisierung als Motor für
Berlins Wirtschaft“.                                                      Foto: Christina Bauermeister

Ein Airbus kurz vor der Landung in Tegel; aufgenommen in der
Nordlichtstraße.                                                            Foto: Christina Bauermeister

Die neue bbg-Wohnanlage „Carls Blüte“ in Karlshorst bietet Platz
für 168 Wohnungen                                                          Foto: Ulrich Rosenbaum
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Daniela Zielinski steht
am Gartenzaun ihres Ein-
familienhauses in der
Nordlichtstraße in Berlin-
Reinickendorf und versteht
ihr eigenes Wort nicht.
Gerade ist wieder ein Flug-
zeug in weniger als 50 Me-
tern Höhe mit knapp 200
Stundenkilometern über
die Siedlung gerauscht.
Nur wenige Meter sind es
von der Nordlichtstraße bis
zur Landebahn des Flugha-
fens Tegel. 

Der Lärmpegel, den das
Flugzeug verursacht, steigt
zeitweise auf mehr als 90
Dezibel. Das entspricht der
Lautstärke eines Benzin-
rasenmähers aus zwei
Metern Entfernung. „Zu-
mindest fliegen die Flug-
zeuge nicht direkt über
unser Haus“, sagt Daniela
Zielinski, die einen zwei-
jährigen Sohn hat. Spielt der
Junge draußen im Sand-

kasten, sieht er die Flieger
knapp über die Nachbar-
dächer rauschen.

Als Daniela Zielinski zu-
sammen mit ihrem Mann
vor zehn Jahren in die
direkte Nachbarschaft des
Flughafens zog, taten sie dies
in der Erwartung, dass Tegel
in naher Zukunft schließen
würde. Nun hoffen sie, dass
an der Entscheidung nicht
gerüttelt wird und Tegel spä-
testens ein halbes Jahr nach
der Eröffnung des BER
schließt. 

„Ich wäre schon sehr
glücklich, wenn der Flugha-
fen endlich weg wäre“, sagt
Daniela Zielinski. Die junge
Familie ist ein Beispiel für
die 300.000 Berlinerinnen
und Berlinern, die von star-
kem Lärm und Feinstaub
betroffen sind und deren Le-
bensqualität sich nach der
Schließung Tegels unmittel-
bar verbessern würde.

Statt dröhnender Flug-
zeugturbinen würde Familie
Zielinski nach Ende des
Flugbetriebs auf einem Teil
des Flugfeldes Vogelgezwit-
scher und Kinderlachen
hören. Denn das Nachnut-
zungskonzept des Senats
sieht u.a. einen 250 Hektar
großen Stadtpark vor, der
für ein besseres Stadtklima
sorgt. Ebenfalls ist ein For-
schungs- und Industriepark
geplant, wo Gründer, Studie-
rende, Industrielle und Wis-
senschaftler zusammen die
Stadt von morgen gestalten.
Voraussichtlich entstehen
hier bis zu 20.000 Arbeits-
plätze. Zudem werden auf
dem Gelände bis zu 9000
Wohnungen entstehen. Die
Hälfte davon sind landesei-
gene Wohnungen mit güns-
tigen Mieten.

Trotzdem wird es auf Ini-
tiative der Berliner FDP am
24. September einen nicht
verbindlichen Volksent-
scheid über die Frage geben,
ob Tegel offen bleiben soll.
Sie argumentiert dabei vor
allem mit der schnellen Er-
reichbarkeit von Tegel.

Daniela Zielinski kann da-
rüber nur den Kopf schüt-
teln. „Wie oft fliegt man
denn? Wir maximal zwei-
bis drei Mal im Jahr. Dafür
nehmen einen etwas länge-
ren Anfahrtsweg gern in
Kauf “. Sie wird deshalb am
24. September beim Volks-
entscheid mit Nein zur Of-
fenhaltung stimmen.

C. Bauermeister

Für die neuen Jobs brau-
chen wir Fachkräfte. Ge-
meinsam mit Wirtschaft
und Politik müssen wir mit
einer Fachkräftestrategie
dafür Sorge tragen, dass eine
Abwanderung von Produk-
tion nicht durch den Mangel
an gut ausgebildeten Fach-
kräften begründet werden
kann. Die Vermittlung von
digitalen Kompetenzen ist
essentiell, wenn wir Berlin
für die Zukunft gut aufstellen
wollen.

Gemeinsam mit unseren
Bündnispartnern, den
Hochschulen und der Wirt-
schaft, werden wir Berlin als
„smarte Stadt“ zum bundes-
weiten Impulsgeber der Di-
gitalisierung machen.

Digitalisierung schafft Ar-
beitsplätze. Berlin als
Gründerhauptstadt kann
stolz auf die vielen Startups
sein, die sich hier ansie-
deln, um mit innovativen
Geschäftsmodellen Berlins
Wirtschaft voranzubringen.

Berlin wird nur dyna-
misch und attraktiv bleiben,
wenn wir den Wandel ge-
stalten und uns beherzt auf
die digitale Zukunft vorbe-
reiten. Ein Schlüssel dafür
sind unsere exzellenten
Hochschulen und die einzig-
artige Forschungslandschaft.
Wir werden diesen Rücken-
wind nutzen, denn Berlin ist
nicht mehr „arm, aber sexy“,
Berlin ist „smart und inno-
vativ“. 

Schluss mit dem Lärm
Ein NEIN beim Volksentscheid zu Tegel entlastet
300.000 Menschen von Lärm und Schmutz

Berlin als
smarte Stadt

Der dritte Weg zwischen Kaufen und Mieten

schaften Berlins. Das Grund-
prinzip ist geblieben: Wer
eine Wohnung haben
möchte, zahlt zum Beispiel
für 3.000 Euro Genossen-
schaftsanteile ein. Dann ist er
nicht Mieter, sondern Mit-
glied und „Nutzer“. Er hat
ein Dauernutzungsrecht auf
Lebenszeit und kann bevor-
zugt eine kleine oder größere
Wohnung bekommen, wenn
sich die Lebensverhältnisse
ändern. 

Wir sprachen mit Jörg
Wollenberg, Vorstand der
bbg: „Unsere Wohnungen
sind günstig, nicht billig.
Wir erhöhen nur, wenn es
wirtschaftlich unausweich-
lich ist. Derzeit sind für uns
10 Euro Kaltmiete pro Qua-
dratmeter die Oberkante im
Neubau. Aber die Vielzahl
der Wohnungen im Bestand
liegen unter 6,50 Euro.“  

Der Regierende Bürger-
meister Michael Müller hatte
den Genossenschaften ver-
sprochen, ihnen Zugang zu
öffentlichen Grundstücken
zu verschaffen. Derzeit wird
zwischen Bausenatorin
Katrin Lompscher (Linke),
Finanzsenator Matthias
Kollatz-Ahnen (SPD) mit
den Baugenossenschaften
verhandelt, damit eines nicht
passiert, was Wollenberg
von der bbg so ausdrückt:
„Wir wollen nichts geschenkt
haben, aber wir möchten
auch nicht zwischen städti-
schen Gesellschaften und fi-
nanzkräftigen Investoren in
die Röhre gucken.“ 

Und damit das nicht
passiert, könnte es so laufen:

Die Baugenossenschaften
bekommen öffentliche Bau-
grundstücke und garantie-
ren, dass in ihrem Woh-
nungsbestand genügend
preiswerte Wohnungen –
auch mit Wohnberechti-
gungsschein – angeboten
werden. Wer den Genossen-
schaftsanteil nicht gleich
zahlen kann, der kann das
auch ratenweise tun. 

Und wie kommt man an
eine Genossenschaftswoh-
nung? Unter www.wohnungs-
baugenossenschaften.de
kann man eine passende Ge-
nossenschaft suchen. Selten
wird man sofort eine Woh-
nung finden, aber es lohnt
sich, schon Mitglied zu wer-
den und damit auf der
Warteliste zu stehen. Die
Chancen sind besser gewor-
den, denn auch die Genos-
senschaften bauen derzeit
kräftig neu. 

Die bbg zum Beispiel hat
gerade die „Carls Blüte“, eine
neue Wohnanlage mit 168
Wohnungen in Karlshorst
errichtet. Viele Mitglieder
ziehen dorthin um und ma-
chen ihre Wohnungen frei.

In Berlin drehen sich die
Baukräne. Neue Wohnge-
biete entstehen, und die
Erwartung, dass sich der
Wohnungsmarkt bald ent-
spannt, ist berechtigt.
Doch nicht alles, was neu
entsteht, hilft Menschen
mit kleinen und mittleren
Einkommen. Dies hat der
neue Senat erkannt und so-
fort begonnen, gegenzu-
steuern.

Im Koalitionsvertrag wer-
den drei Adressaten für
neuen bezahlbaren Wohn-
raum genannt, die besonders
gefördert werden: „Die lan-
deseigenen Wohnungsbau-
gesellschaften, aber auch
Genossenschaften und inno-
vative Wohnprojekte.“ Eine
Bedingung gilt dabei: Dass
der Anteil von Wohnungen
mit Mietpreis- und Bele-
gungsbindung bis zu 30
Prozent der Wohnfläche be-
trägt. Hier können die Ge-
nossenschaften mithalten.
Berlin ist nicht nur eine
Mieterstadt, sondern auch
eine Metropole des solidari-
schen Wohnens. Jede/r
neunte BerlinerIn wohnt in

einer Genossenschaftswoh-
nung. 

Schon 1886 wurde Berlins
erste Baugenossenschaft von
Facharbeitern, Handwerkern
und Beamten gegründet, die
ihr Geld zusammenlegten,
um modern, menschenge-
recht und dennoch günstig
zu bauen: die Berliner Bau-
genossenschaft eG. Die bbg
ist heute mit mehr als 7.000
Wohnungen in 85 Anlagen
eine der größten Genossen-

PREISWERTE
WOHNUNGEN
AUF DEM
DRAGONER AREAL 
Mit dem neuen Haupt-
stadtvertrag zwischen
der Bundesregierung
und dem Senat erhält
Berlin vom Bund ab 2018
jährlich 50 Millionen
Euro mehr für die Berei-
che Sicherheit, Infra-
struktur und Kultur. 

In dem Vertrag verstän-
digen sich Berlin und der
Bund zudem auf den
Tausch wichtiger Immo-
bilien. Unter anderem
geht das Kreuzberger
Dragoner Areal am U-
Bahnhof Mehringdamm
in den Besitz Berlins über.
Damit ist eine Privatisie-
rung des 47.000 Quadrat-
meter großen Grund-
stücks vom Senat abge-
wendet worden. Statt-
dessen sollen dort nun
vor allem preiswerte
Wohnungen entstehen.

Finanzsenator Matthias
Kollatz-Ahnen (SPD)
sagte, Berlin plane 500
bis 800 Wohnungen auf
dem Areal. Zwischen 30
und 50 Prozent der Unter-
künfte sollen Sozialwoh-
nungen werden. Dazu der
Regierende Bürgermeister
Michael Müller: „Das ist
von besonderer Bedeu-
tung, da der Berliner
Senat damit sein fest-
gelegtes Ziel, der Entwick-
lung preisgünstigen Woh-
nens und Arbeitens an
diesem Standort, verwirk-
lichen kann.“

KEINE
EXTRA-GEBÜHREN
IN KITAS

Ab 2018 ist der Kita-
besuch für alle Alters-
gruppen an Berlins Kitas
gebührenfrei. Dennoch
ist es in vielen Kitas
mittlerweile üblich, dass
Eltern – etwa für zusätz-
liche Sprach- oder Sport-
angebote – Zuzahlungen
leisten.

„Diese Fehlentwicklung
will ich nicht hinnehmen.
Wir wollen kein Zwei-
Klassen-Kita-System, bei
dem die finanziell Schwa-
chen das Nachsehen
haben“, so Bildungssena-
torin Sandra Scheeres.
Deshalb plant sie eine
Änderung des Kinder-
förderungsgesetzes.

Konkret sollen für die
Zuzahlungen Obergren-
zen festgelegt werden.
Außerdem sollen die Trä-
ger verpflichtet werden,
zuzahlungspflichtige An-
gebote zu melden. Das
bedeute nicht, dass nun
alle Zusatzangebote in
Kitas verboten würden,
stellt Scheeres klar. Auch
in Zukunft darf es Ange-
bote von Dritten in Kitas
geben. Die Voraussetzung
ist immer, dass Eltern dies
wünschen.

MELDUNGEN

Jede/r neunte Berliner/in wohnt in der Genossenschaft, und das will der Senat nun verstärkt fördern
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Jürgen Schleicher ist SPD-
Mitglied und Buchhändler
– wie Martin Schulz. Ein
Besuch bei „Schleichers“ in
Dahlem.

Dass der Beruf des Buch-
händlers wieder zum Ge-
sprächsthema geworden ist,
liegt auch an ihm: Martin
Schulz. Der SPD-Vorsitzen-
de und Kanzlerkandidat ist
von Hause aus ein Buch-
händler aus Leidenschaft. Er
machte eine Lehre und
gründete 1982 seine eigene
Buchhandlung in Würselen.
Martin Schulz weiß: Wer er-
folgreich sein will, muss sel-
ber viel lesen. Die Lehre sei
für ihn eine Art „Studium
generale“ gewesen.

Jürgen Schleicher kann die
Empathie nachempfinden,
die Schulz für das Buch hat.
Die von ihm gegründeten
Buchhandlungen „Schlei-
chers“ am U-Bahnhof Dah-
lem-Dorf und „Kohlhaas &
Company“ an der Fasanen-
straße gehören zu den ange-
sehensten Buchläden in Ber-

lin, 2016 mit dem Deutschen
Buchhandelspreis ausge-
zeichnet. Sein Handwerks-
zeug erwarb er beim Stu-
dium der Wirtschaftswissen-
schaften an der FU Berlin,
und als ab 1967 die Studen-
ten politisch wurden, be-

gann er, vor der Mensa einen
kleinen Bücherstand aufzu-
bauen und die politische Li-
teratur anzubieten. 

Weil er von Willy Brandts
Ost- und Friedenspolitik über-
zeugt war, trat Schleicher der
SPD bei. Der SPD-Ortsver-

Jürgen Schleicher vor seiner Buchhandlung am U-Bahnhof Dahlem-Dorf.       Foto: Ulrich Rosenbaum

Egon Zweigart, Martina Fiebelkorn und Gerhard Wunsch vom
Stadtteilverein Schöneberg am Gedenkort für Annedore und
Julius Leber, an dem bis zum Herbst die Ausstellung über Annedore
Leber als Publizistin zu sehen ist.                            Foto: Ulrich Horb

ein Dahlem tagte damals im
Gasthof Schillings (heute
„Luise“). Dort stand neben
der Gaststube ein 40 Qua-
dratmeter großes Ladenge-
schäft leer. Schleicher mie-
tete es, um dort seine erste
Buchhandlung aufzumachen.

Jetzt konnte er nicht mehr
nur politische Literatur, son-
dern alles anbieten, was die
Verlage auf den Markt brach-
ten. Heute liegt sein weit
größerer Laden genau ge-
genüber.   

Jürgen Schleicher weiß wie
einst der junge Martin Schulz:
Man muss selber viel lesen,
um die richtigen Bücher nach
vorne in die Auslage zu stel-
len und die Kun- den zu be-
raten. „Beststeller-Listen hel-
fen da wenig, man muss sel-
ber ein Gespür ha-ben, was
ankommt“, sagt er. Aber das
ist nicht alles: Regelmäßig
lädt er zu Lesungen und an-
deren Veran- staltungen, die
meistens schnell ausgebucht
sind. „Kundenbindung ist
das A und O,“ so Schleicher.
Die Buchhandlung als Ort
der Bildung: Vorbild für
viele Buchhändler in Berlin
war einst die Buchhandlung
Elwert und Meurer, die das
zum Prinzip gemacht hatte. 

Sie ist, als der Berliner Buch-
markt rund um die Wende-

zeit durchgeschüttelt wurde,
ebenso verschwunden wie
Kiepert an der Hardenberg-
straße oder im Osten der
Stadt „Das gute Buch“, die
„Internationale Buchhand-
lung“ und die „Karl-Marx-
Buchhandlung“. Eine neue
Groß-Buchhandlung ist mit
Dussmann entstanden, und
es gibt die Filialen bundes-
weiter Ketten. 

Und dann kam der On-
linehandel. Zum Glück aber
existieren viele familienge-
führte Buchhandlungen wie
Schleichers, die davon leben,
dass die Kunden das mögen,
was Martin Schulz so ausge-
drückt hat: „Es ist der typi-
sche Papiergeruch.“ Jürgen
Schleicher wünscht sich von
seinem prominenten Kolle-
gen, „dass er alles tut, um ei-
nen vielfältigen Buchhandels-
Markt zu erhalten und die
Menschen zu motivieren,
beim Buchladen im Kiez zu
kaufen und die Arbeitsplätze
zu erhalten“.

Ulrich Rosenbaum

„Es ist der typische Papiergeruch“
Der Berliner Buchhändler Jürgen Schleicher über sein Erfolgsrezept in Zeiten des Onlinehandels

Es sind wunderbare 90 Mi-
nuten. Ein Auf und Ab der
Emotionen. Seit 125 Jahren
oder gar mehr begeistern
sich Berlinerinnen und
Berliner für Fußball. Ihm
widmet das Berliner Stadt-
museum im Ephraim-Pa-
lais am Mühlendamm eine
aufschlussreiche Ausstel-
lung. Anlass ist der 125.
Geburtstag des Berliner
Bundesligisten Hertha BSC.

Die Ausstellung auf drei
Etagen fächert Berliner Fuß-
ballleben in elf Kapiteln auf.
Interessante Exponate wie
einen Lederfußball von
1910, den Pokal und Wim-
pel zur Brandenburgischen
Meisterschaft von Hertha
BSC 1935, ein selbstgenähtes
Fußballertrikot aus der Not-
zeit 1948 sowie Plakate, Ein-
trittskarten und zahlreiche
Dokumente, die von den
Restauratorinnen des Muse-
ums liebevoll aufbereitet
wurden. Vor allem ein rei-
cher Fotofundus macht die
Berliner Fußballszene aus
Jahrzehnten anschaulich. 

„Hauptstadtfußball“ wid-
met sich nicht nur dem lang-

Ballartisten unter Berlins Himmel
Fußball-Ausstellung im Ephraim-Palais Ausstellung am Gedenkort für Annedore und Julius Leber

Es sieht noch nach viel Ar-
beit aus. Die zerfallene ein-
stöckige Baracke muss in-
standgesetzt werden, das
Gelände, derzeit mit einem
Bauzaun gesichert, soll zu
einer offenen und einladen-
den Begegnungsstätte wer-
den. Freiluft-Ausstellungen
erzählen regelmäßig von
der Geschichte dieses Ortes:
Derzeit stellen Schautafeln
die Publizistin Annedore
Leber vor.

Der Ort ist geschicht-
strächtig. An der Torgauer
Straße war die Kohlenhand-
lung von Julius und Anne-
dore Leber. In einer kleinen
Holzbaracke, die im 2. Welt-
krieg abgebrannt ist, traf Ju-
lius Leber mit Wider-
standskämpfern zusammen,
die am 20. Juli 1944 das At-
tentat auf Hitler verübten.
Der Sozialdemokrat Leber,
als Innenminister einer
künftigen Regierung vorge-
sehen, wurde von den Nazis
Anfang 1945 hingerichtet.

Seine Witwe Annedore war
nach dem Krieg publizis-
tisch tätig – als Mit-Heraus-
geberin der SPD-nahen
Tageszeitung Telegraf, die im
März 1946 erschien und ab
Herbst 1947 als Verlegerin
der Monatszeitschrift „Mo-
saik“, die die Frauen im
Nachkriegs-Berlin mit Poli-
tik und Demokratie vertraut
machte. Politische Kom-
mentare, Porträts über span-
nende Frauen, Visionen einer
neuen frauengerechten Bau-
politik und Reportagen aus
dem Alltag der Berlinerin-
nen wurden ergänzt durch
Modetipps und praktischen
Schnittmusterbögen. In Bü-
chern hielt Annedore Leber
das Vermächtnis von Julius
Leber und des Widerstands-
kampfes wach. Ihr Verlag
zog 1950 in das neuerrich-
tete Gebäude auf dem Ge-
lände der Kohlenhandlung.

Die neue Ausstellung ha-
ben Egon Zweigart, Andreas
Bräutigam, Dörte Dohl und

Gerhard Wunsch vom Stadt-
teilverein Schöneberg entwi-
ckelt. Im Stadtteilverein küm-
mert sich ein eigens einge-
richteter Arbeitskreis um
den Gedenkort.

Nach langen Verhandlun-
gen mit dem Bezirksamt
Tempelhof-Schöneberg hat
der Verein im Herbst 2016
einen Nutzungsvertrag für
das Gelände abgeschlossen.
Zu- sammen mit Schulen,
Bildungseinrichtungen und
der Nachbarschaft, so die
Vereinsvorsitzende Martina
Fiebelkorn, soll ein lebendi-
ger Lern- und Gedenkort
entwickelt werden. Dafür
braucht der Verein Geld.
„Wir rechnen mit 5000 Euro
Planungskosten, dann ist ein
Antrag auf Lottomittel für
die Instandsetzung möglich“,
hofft Martina Fiebelkorn.
Für die laufenden Kosten
von etwa 12.000 Euro wer-
den ständige Unterstützer
gesucht, die auch mit klei-
nen Beträgen zum Erfolg
beitragen können. Ebenso
willkommen, so Egon Zwei-
gart, ist tatkräftiges Anpa-
cken: „Einfach mal helfen.“

U. Horb

Freiluft-Ausstellung
Torgauerstr. 24-25,

gegenüber Leberstraße
10829 Berlin

Spenden: Stadtteilverein
Schöneberg e.V.,

IBAN: DE96 1002 0500
0003 1127 11, Stichwort:
Fördererkreis Lern- und

Gedenkort 
Weitere Informationen: 
www.gedenkort-leber.de

Schnittmuster und Politik

jährigen Bundesligisten
Hertha BSC, sondern er-
möglicht einen Streifzug
durch den gesamten Berli-
ner Fußball, der mit rund
400 Vereinen mit 3.662
Mannschaften und mehr als
146.000 Mitgliedern ein
sportliches Schwergewicht
darstellt. 

Die Ausstellung präsen-
tiert neben dem Geburts-
tagskind Hertha BSC die
große Bandbreite der Ver-
eine. Da darf der BFC Ger-
mania aus Tempelhof von
1888 nicht fehlen, der Neu-
köllner Verein SC Tasmania
1900 oder Tennis Borussia
1902 aus Charlottenburg.
Der BFC Union (gegr. 1966)
geht auf einen Vorgänger-
verein aus Oberschöneweide
von 1906 zurück. Die Ver-
eine aus Hohenschönhausen
ASK Vorwärts (gegr. 1951)
sowie der BFC Dynamo
(gegr. 1954 ) holten die mei-
sten Meistertitel in der DDR.

125 Jahre Fußball in Ber-
lin, das zeigt die Ausstellung,
ist auch ein Kapitel Zeitge-
schichte. Viele Vereine ha-
ben eine lange Tradition wie

der jüdische TuS Makkabi,
der auf eine Vereinsgrün-
dung von 1898 zurückgeht.
Erinnert wird auch an die
Fußballer der Arbeitersport-
vereine, wie etwa an ASV
Fichte am Baumschulenweg.
Die Arbeitersportvereine
wurden 1933 von den Nazis
verboten. 

Die Migrationsgeschichte
Berlins spiegelt sich in der
Verbandsgeschichte wider.
Die Berliner Fußballland-
schaft haben Vereinsgrün-
dungen von Zuwanderern
bereichert, wie beispiels-
weise der SD Croatia oder
BSV Al-Dersimspor.

Gunter Lange

Hauptstadtfußball
Ausstellung vom 26. Juli
2017 bis 7. Januar 2018

Ephraim-Palais,
Poststraße 16, 10178 Berlin

Di, Do–So 10–18 Uhr
Mi 12–20 Uhr

Eintritt: 6,00 / erm. 4,00 €
bis 18 Jahre frei 

www.hauptstadtfussball.berlin
Freikarten für die Ausstellung

Die Hertha-Mannschaft, die 1906 die erste Berliner Meisterschaft für den Verein holte.     © Hertha BSC



GEWINNE: 10 FREIKARTEN FÜR EINE AUSSTELLUNG ZUR BERLINER FUSSBALLGESCHICHTE
MEHR INFORMATIONEN ZUR AUSSTELLUNG FINDEN SIE AUF SEITE 5

MITMACHEN!

In die richtige Reihenfolge
gebracht ergeben die rot
umkreisten Buchstaben
einen der bedeutendsten
Wochentage des Jahres
2017, nämlich den Tag des
Ferienbeginns in Berlin.

Bitte schicken Sie dieses
Lösungswort auf einer
Postkarte bis 31.07.2017
per Post an das
Berliner Stadtblatt,
Müllerstr. 163,
13353 Berlin
oder per E-Mail an raetsel@
berliner-stadtblatt.de.

Unter allen richtigen
Einsendungen verlosen
wir 10 Freikarten (inkl.
Führung) für die Ausstel-
lung „Hauptstadtfußball –
125 Jahre: Hertha BSC
und Lokalrivalen“
im Ephraimpalais,
Poststr. 16, 10178 Berlin
Die Ausstellung läuft
vom 26. Juli 2017
bis 7. Januar 2018.

DAS LÖSUNGSWORT
aus der letzten Ausgabe
des Stadtblatts war:
MARTIN SCHULZ
Die Gewinnerinnen und
Gewinner wurden schriftlich
benachrichtigt.
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VERPFLICHTENDE
IMPFBERATUNG 
In Deutschland gibt es
keine Impfpflicht, aber seit
Juni eine verpflichtende
Impfberatung.

So sieht es das Epidemio-
logie-Gesetz des Bundesge-
sundheitsministeriums vor.
Danach sind Kitas verpflich-
tet, jene Eltern den Gesund-
heitsämtern zu melden, die
keine Impfberatung in An-
spruch genommen haben.
Bis zu 2.500 Euro Geldstrafe
kann dies nach sich ziehen.
Gerade in Berlin kam es
immer wieder zu Masern-
Ausbrüchen. Mit dem 2015
in Kraft getretenen Präventi-
onsgesetz sind Eltern dazu
verpflichtet, vor dem Kita-
Eintritt ihres Kindes an einer

ärztlichen Impfberatung teil-
zunehmen. Schon heute
können ungeimpfte Kinder
vorübergehend vom Besuch
einer Kita oder Schule aus-
geschlossen werden.

ENDE DER
ROAMING-GEBÜHREN
Jeder hat sich schon einmal
geärgert: Im Urlaub schnell
Bescheid sagen, dass man
gut angekommen ist und
schon sind etliche Cents
mehr auf der Telefonrech-
nung. Das hat seit dem
1. Juni 2017 dank der EU
ein Ende.

Ab jetzt können Sie bei
Reisen in EU-Länder sowie
in Norwegen, Island und
Liechtenstein ohne Zusatz-
gebühren telefonieren, SMS

schreiben und surfen. Und
auch wenn Sie im Ausland
angerufen werden, entstehen
Ihnen keine zusätzlichen
Kosten.  „Telekommunika-
tion ist kein Bereich für
Grenzen. Kosten für die
Nutzer müssen sich stärker
an den wirklichen Kosten
der Unternehmen orientie-
ren“, so Verbraucherschutz-
minister Heiko Maas.
Dennoch gibt einiges zu be-
achten: Im Ausland den Arzt
vor Ort anzurufen, ist kein
Roaming, das Telefonat vom
Ausland nach Deutschland
aber schon. Die Roaming-
Regeln gelten nicht in der
Schweiz und der Türkei.
Und Achtung: Auf Kreuz-
fahrtschiffen, Fähren und in
Flugzeugen gilt die Verord-
nung nicht. Hier kann es
zum Teil richtig teuer wer-
den. Augen auf auch bei den
Deutschlandtarifen einiger
Discounter: Damit kann
wirklich nur im Inland tele-
foniert werden. 

MEHR RECHTE
UND SICHERHEIT
BEI EU-REISEN
Die gute alte Pauschalreise
kommt nicht aus der Mode:
Alt wie Jung, vor allem aber
Familien greifen gerne
darauf zurück. Denn: Wer
eine Pauschalreise bucht,
ist abgesichert.

Reiserecht in Europa war
bisher uneinheitlich geregelt.
Mit der EU-Pauschalreise-

richtlinie bekommen Urlau-
berInnen mehr Rechte und
mehr Sicherheit. Können
Reisende z.B. wegen außer-
gewöhnlicher Umstände
nicht zurückfliegen, muss
der Veranstalter neben den
neuen Rückflugkosten auch
die Beherberungskosten für
bis zu drei Übernachtungen
tragen. Auch neu: Reise-
mängel können gegenüber
dem Reisevermittler, also
z.B. gegenüber dem Reise-
büro, und müssen nicht
mehr zwingend gegenüber
dem Reiseveranstalter ange-
zeigt wer-
den. Dafür hat man jetzt
sogar zwei Jahre lang Zeit.
Ausführlich Informationen
finden Sie auf www.bmjv.de
unter dem Stichwort Pau-

WAAGERECHT

(Umlaute = 1 Buchstabe)

1     politisch Untaugliche
8     Berliner Traditions-
       theater (Abk.)
9     Studierendenvertretung
10   Zeit ohne Sommer
11   Hitzefrei im Urlaubs-
       fieber
12   überraschend spielen 
       und dealen
13   Schlüssigkeit
16   Oberseite der
       Handwurzel
17   Gutgemeinter Rat
       vorm Pferderennen
18   Schulz ./. Merkel
23   schwacher, natürlicher, 
       elektrischer Strom in 
       der Erdrinde
25   Jottwede ohne Arbeit 
       und Schule
27   Uckermark
       (Kfz-Kennzeichen)
28   Wirklich wahre und 
       faire Populisten
31   Röhre, die uns fliegen 
       lässt
32   Verdienstvolle
       Lebensmittelverwerter
33   Krautige Pflanzen

schalreise. 

BEZAHLEN
OHNE UNFAIRE
ZUSATZGEBÜHREN
Seit dem 1. Juni 2017 ist das
Wortungetüm Gesetz zur
Umsetzung der Zweiten
Zahlungsdiensterichtlinie
in Kraft.

Dank der EU dürfen
Händler zukünftig keinen
Aufpreis mehr von ihren
Kunden verlangen, wenn
diese online oder offline mit
gängigen Karten oder per
SEPA-Überweisungen und
Lastschriften bezahlen. Auch
wenn etwas schief geht, gibt
es jetzt mehr Schutz. So
müssen Banken ihre Kun-
den stärker dabei unterstüt-
zen, durch Fehlüberwei-
sungen verloren gegangenes

SENKRECHT

(Umlaute = 1 Buchstabe)

1     Fachministerium,
       Redaktionsabteilung
2     Steckt man ab im
       Wilden Westen
3     Steinalter Behälter für 
       Bier und Wein
4     Das tun Sie zurzeit
5     Traurige Begleit-
       erscheinung
6     Die Aktuellste heißt 
       „Laudato si“
7     Herausragendes 
       Fremdwort
8     Britische Fluglinie (Abk.)
14   Anti-Gen zum
       Schlucken und Pieksen
15   Des Körpers aller-
       unterste Etage
17   Komposition für drei 
       Singstimmen
19   Angeblich sündenfrei
20   Landesamt für Flücht-
       lingsangelegenheiten 
       (Abk.)
21   Berliner, Brandenbur
       ger (und Münsteraner 
       Fußballer)
22   den Schenkel betreffend
       (med.)
24   Unbezahltes Kinder
       mädchen
26   Schlimmer Begleiter 
       des Fußballs
29   Technische Universität 
       (Abk.)
30   Helfer gesucht

Geld zurückzubekommen.
Wird die Kreditkarte entwen-
det, reduziert sich der Eigen-
beitrag von 150 auf 50 Euro.
Und, was in Deutschland
schon lange gilt, gilt jetzt
auch in allen EU-Ländern:
Lastschriften können binnen
acht Wochen EU-weit be-
dingungslos erstattet werden.

LICHT IM
LABEL-DSCHUNGEL 
Sie sollen Orientierung
geben, zum gesünderen
Leben animieren oder hel-
fen, die Umwelt zu scho-
nen: Labels auf Verpack-
ungen und Kleidung. Doch
oft fragen sich Verbrauche-
rinnen und Verbraucher:
Welches Label steht noch
mal für was?

Es gibt z.B. beim Fischkauf
oder Kosmetika einfach zu
viele. Auf label-online.de
wird transparent und unab-
hängig über einzelne Labels
informiert. Besonderer Clou:
der Barcode-Scanner. Damit
geht verantwortungsvolles
Einkaufen noch einfacher.

Weitere Informationen:

Gut zu wissen!
Impfberatung · Roaming-Gebühren · EU-Reisen · Zahlungsdiensterichtlinie · Label-Dschungel
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So war die letzte Sitzung der Bezirksverordnetenversammlung (BVV) Treptow-Köpenick

Aus der BVV-Fraktion Treptow-Köpenick

In der Sitzung der BVV 
im Mai wurden wich-
tige Weichen für die 
Zukunft des Bezirkes 
Treptow-Köpenick ge-
stellt. 

Im Rahmen einer 
Großen Anfrage be-
schrieb das Bezirksamt 
die umfangreichen ge-
planten Schul- und 
Sportstättensanierun-
gen im Bezirk. Auch in 
Zeiten knapper Kassen 
ist es wichtig in die Zu-
kunft zu investieren. 

Deshalb setzen das 
Bezirksamt und die 
BVV bei den Investi-
tionen in der Zukunft 
einen Schwerpunkt in 
die Sanierung, den Aus-
bau und sogar in den 
Neubau von Schulen. 
Konkret soll in folgende 
Bauvorhaben investiert 
werden:
• Isaac-Newton-Schule 

(Ergänzungsbau; 4,5 
Mio. Euro)

• Merian-Schule (Filia-
le Mittelheide, Sanie-
rung Schulsportplatz/
Freifläche; 2,2 Mio. 
Euro)

• Schule Stillerzeile 
(Umbau, Kompletts-
anierung, Neubau 
Sporthalle und Men-
sa; 17 Mio. Euro)

• Schule am Heide-
kampgraben (Sa-
nierung und Er-
weiterung,  Neubau 
Sporthalle; 22 Mio. 
Euro)

• Anna-Seghers-Schule 
(Ausbau und Erwei-
terung; 30 Millionen 
Euro)

• Bölsche-Schule (Er-
gänzungsbau); 7,8 
Mio. Euro

• A l e x a n d e r - v o n - 
Hu m b o l d t - S c h u l e 
(Fassadenverklinke-
rung); 1,6 Mio. Euro

Hinzu kommen die be-
reits in der früheren In-
vestitionsplanung ver-
ankerten Schulprojekte.

Sie sind also nicht ver-
gessen, sondern werden 
weiterverfolgt:
• Fr i e d r i chsh age ne r 

Schule
• Melli-Beese-Schule 
• Wendenschloß-Schule
• Merian-Schule (Mehr-

zweckraum/Mensa)
• Anna-Frank-Schule 

(Sporthalle)
• Grünauer Schule
• Hans-Grade-Schule
Die BVV legte in ih-
rer Sitzung auch die 
Grundlage für ein neu-
es Schulzentrum in Ad-
lershof. Das Gesamt-
bauvorhaben des neuen 
Schulzentrums in Ad-
lershof hat ein Inves-
titionsvolumen von 63 
Millionen Euro.

Im Bereich der Ver-
kehrspolitik konnte 
eine Einigung in der 
Frage errungen wer-
den, ob der Bohnsdor-
fer-Kreisel in Zukunft 
weiterhin in eine Rich-
tung oder in zwei Rich-
tungen befahrbar sein 
soll. Die Bevölkerung 
vor Ort hat sich mit 
viel Engagement für 
die Beibehaltung des 
Einrichtungsverkehrs 
ausgesprochen und 
dafür auch viele Un-
terschriften für einen 
BürgerInnenantrag ein-
gereicht. Dem Wunsch 
der AnwohnerInnen 
entsprechend hat  die 
BVV beschlossen, dass 
der Einrichtungsver-
kehr weiterhin Bestand 
haben soll. Es bleibt 
nun darauf zu hoffen, 
dass die Verkehrslen-
kung Berlin diesem Be-
schluss folgt.

In den vergangenen 

Wochen erreichten 
viele Protestbriefe die 
BVV, die massive Mo-
dernisierungsarbeiten 
im Wohnungsbestand 
der Deutsche Wohnen 
AG in der Hufeisen-
siedlung in Bauschu-
lenweg und dem Kos-
mosviertel beklagten. 
Die Fraktionen von 
SPD, Linken und Grü-
nen wollen, dass den 
betroffenen MieterIn-
nen mit Hilfe von Mie-
terInnenberatung und 
bei der Ausnutzung des 
Ermessensspielraums 
bei den Kosten der Un-
terkunft geholfen wer-
den soll. So sollen die 
MieterInnen dabei un-
terstützt werden, sich 
gegen überflüssige Mo-
dernisierungsarbeiten 
mit enormen Mietkos-
tensteigerungen weh-
ren zu können. Auch 
soll verhindert werden, 
dass die steigende Mie-
te zu „Zwangsumzügen“ 
führt und die MieterIn-
nen verdrängt werden.

Die BVV unterstützt 
des Weiteren die Initi-
ative des Senats in ei-
nem Pilotprojekt Parks 
und Forsten durch die 
Berliner Stadtreinigung 
reinigen zu lassen. Die 
Erfahrungen mit die-
sem Pilotprojekt im Lu-
isenhain und im Forst-
revier Köpenick waren 
durchweg positiv. Der 
Senat wird deshalb auf-
gefordert die BSR da-
mit zu beauftragten die 
Reinigung auch weiter-
hin vorzunehmen und 
das Projekt weiterzu-
führen und auf weite-
re stark frequentierte 
Forst- und Grünflächen 
auszuweiten. Soll soll 
die Aufenthaltsqualität 
dort deutlich erhöht 
werden und konsequent 
gegen die Vermüllung 
der Flächen vorgegan-
gen werden. 
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Den S-Bhf. Schöneweide während der Bauzeit zugänglich halten
Der S-Bhf. Schöneweide 
gehört nicht erst seit den 
Umbauarbeiten vor eini-
gen Jahren zu den beson-
ders hässlichen Bahnhö-
fen Berlins. Mit seinem 
historisch belassenen 
Eingangsgebäude, hat der 
Schöneweider Bahnhof 
jedoch das Potential da-
für, ein Aushängeschild 
für Johannisthal und 
Schöneweide zu werden.

Baustelle Schöneweide
Darum ist es gut, dass 
der Bahnhof saniert wird. 
Seit ca. 2012 wird darum 
kräftig gebaut. Das mer-
ken wir daran, dass wir 
in den vergangenen Jah-
ren viel pendeln, umstei-
gen und warten mussten. 
Das ist zwar nicht schön, 
aber hinnehmbar – es 
soll ja vorangehen. Nicht 
hinnehmbar ist jedoch, 
dass mit fortschreitender 
Sanierungszeit, die Sau-

berkeit am Bahnhof stetig 
abgenommen hat. Zwar 
war der Bahnhof auch in 
den vergangenen 15 Jah-
ren nicht gerade bekannt 
für seinen besonders ein-
ladenden Charme, der 
jetzige Zustand unterbie-
tet sogar das Gewohnte. 
Gerade der Ausgang nach 
Johannisthal ist eine Zu-
mutung. Das ging so weit, 
dass Lars Düsterhöft, 
jetzt Mitglied des Abge-
ordnetenhauses, und ein 
paar ebenfalls genervte 
SPD-Mitglieder, im letz-
ten Sommer selbst Hand 
anlegten und besagten 
Ausgang putzten. Dabei 
ging es weniger darum, 
nachhaltige Sauberkeit 
herzustellen, sondern mal 
ein Zeichen zu setzen. Ich 
bin sehr froh, dass die 
Bahn eine Grundreini-
gung des Bahnhofes zuge-
sagt hat.

Barrierefreiheit 
ermöglichen

Weniger froh und etwas 
enttäuscht sind wir über 
die aktuellen Planungen 
für den nächsten Bauab-
schnitt: Bis Herbst 2018 
werden nun die Bauarbei-
ten an der Südseite, mit 
der Verlegung einer wei-
teren Brücke sowie der 

Fertigstellung der Trep-
pen, abgeschlossen. Ab 
Herbst 2018 beginnt der 
nördliche Bauabschnitt. 
Dazu zählen die Sanie-
rung des Bahnhofsgebäu-
des und der Durchbruch 
des neuen Tramtunnels. 
Die geplante Bauzeit dafür 
beträgt drei Jahre. Nach 
jetzigem Stand ist für die-

sen gesamten Zeitraum 
kein barrierefreier Zugang 
zum Bahnhof möglich. 
Für AnwohnerInnen, die 
auf Fahrstühle angewiesen 
sind, ist das kein haltbarer 
Zustand und nicht hin-
nehmbar. Der Bezirksbür-
germeister hat dazu bereits 
Gespräche mit den zustän-
digen Bauträgern aufge-
nommen. Die SPD-Frak-
tion wird dazu noch einen 
Antrag in die BVV ein-
bringen: Die Barrierefrei-
heit muss gewährleistet 
sein. Die Bezirksverordne-
tenversammlung wird sich 
hier positionieren.
In den drei weiteren Jah-
ren Bauzeit werden wir 
uns auch weiter dafür ein-
setzen, dass es zu einem 
ordentlichen Beteiligungs-
verfahren zur Umgestal-
tung des Bahnhofsvor-
platzes kommt. Da mit der 
Verlegung der Straßen-

bahnlinien am nördlichen 
Bahndamm die Schienen 
auf dem Vorplatz wegfal-
len werden, öffnet sich hier 
die Perspektive für eine 
neue Entwicklung. Ein 
breites Beteiligungsver-
fahren wäre wünschens-
wert.
Die SPD-Fraktion Trep-
tow-Köpenick ist sehr 
dankbar dafür, dass der 
SPD-Abgeordnete, Lars 
Düsterhöft, und der 
SPD-Bundestagsabgeord-
nete, Matthias Schmidt, 
zum Thema Schöneweide 
Ende September bzw. An-
fang Oktober eine Infor-
mationsveranstaltung mit 
allen zuständigen Bauträ-
gern, BVG, Bahn und Be-
zirk, angeregt haben. Um 
den BürgerInnen die Mög-
lichkeit geben, ihre Fragen 
direkt zu stellen. Hierzu 
laufen zurzeit Terminab-
sprachen.

Kiezkassen und Bürgerhaus-
halt – Bürgerbeteiligung kon-
kret in Treptow-Köpenick

Ganz schnell geht es per 
online-Verfahren. Über das 
Berliner Portal mein.berlin.
de kommen Sie direkt dort-
hin: mein.berlin.de/pro-
jects/burgerhaushalt-trep-
tow-kopenick/
Mitmachen können alle, die 
in Treptow-Köpenick leben, 
arbeiten oder sich ehren-
amtlich engagieren.
Bis zum 31. Dezember 2017 
läuft die Vorschlagsphase. 

Doch es gibt noch mehr, wo 
Sie sich beteiligen können! 
Der Bürgerhaushalt ist ein 
weiteres Instrument. Seit 
2003 können die Einwohne-
rInnen Treptow-Köpenicks 
hier Vorschläge zur Verwen-
dung der Haushaltsmittel 
einreichen. Und wie geht 
das? Ganz einfach: 
per Telefon: (030) 90297-
3535
per Email an buergerhaus-
halt@ba-tk.berlin.de oder 
per Post an Bezirksamt 
Treptow-Köpenick
SE Personal und Finanzen
Postfach: 910 240
12414 Berlin

Wir haben Sie schon dar-
auf hingewiesen – die Kiez-
kassen laufen wieder! Zum 
5. Mal können die Bürger- 
InnenTreptow-Köpenicks 
über die Verwendung von 
Haushaltsmitteln in ihrem 
Kiez selbst entscheiden. In 
diesem Jahr sind es genau 
50.200 Euro, die in viele klei-
ne Vor-Ort-Projekte fließen 
werden. Und die Fantasie 
der Menschen ist nach wie 
vor groß. Unter den 83 Vor-
schlägen, die bis jetzt in den 
verschiedenen Ortsteilen 
beschlossen wurden, waren 
kreative Vorschläge dabei, 
wie etwa eine Popcorn-Ma-
schine für den Kinder- und 
Jugendzirkus Cabuwazi, eine 
Shetty-Kutsche für einen 
Abenteuerspielplatz oder eine 
Bücherbox für eine Kita. Eine 
weitere Kiezkassenveranstal-
tung wird noch in Oberschö-
neweide (15. 9.2017, 18.00 
Uhr, Kiezklub KES) folgen. 
Im fünften Jahr lässt sich so-
mit ganz eindeutig sagen: das 
ist ein Erfolgsmodell! Viele 
Menschen warten inzwischen 
darauf, dass die Ausschrei-
bung auf den Seiten des Be-
zirksamtes erscheint. Darü-
ber freuen wir uns sehr.

Foto: knipseline / pixelio.de

Der S-Bahnhof Berlin Schöneweide

Infoveranstaltung 
zum Regionabahn- 
hof Köpenick
Die Deutsche Bahn lädt die 
AnwohnerInnen zur Infor-
mations- und Dialogver-
anstaltung am Donnerstag, 
dem 6.7.2017 von 18.30 bis 
21.00 Uhr in den Ratssaal des 
Rathauses Köpenick (Alt-
Köpenick 21, 12555 Berlin) ein.

In der Informationsveranstal-
tung soll das Projekt rund um 
den Bahnhof Köpenick erläu-
tert und der aktuelle Planungs-
stand vorgestellt werden.
Darüber hinaus gibt es die Ge-
legenheit, Fragen an die Pro-
jektverantwortlichen zu richten.



Ein weiterer Schritt zur Sa-
nierung des Strandbades 
Müggelsees wird gemacht. 
Nach der Renaturierung 
der Uferkante steht derzeit 
der Abriss des seit Jahren 
leerstehenden ehemaligen 
Disco-Würfels an. Die-
ser Abriss hat zu einigen 
Diskussionen geführt, 
wird doch behauptet, es 
könnte an dieser Stelle ein 
Wellness-Gebäude mit 
Schwimmbad und Sauna 
errichtet werden. Doch 
dem steht das Baurecht 
entgegen. In der Bauver-
botszone und nach jah-
relangem Leerstand ist 
der Bestandsschutz in der 
Trinkwasserschutzzone 
entfallen. Aber nicht nur 
das. Über den Leerstand 
hat sich die Bausubstanz 
deutlich verschlechtert, 
Schadstoffe prägen den 
Würfel. Das Bezirksamt hat 
den Sanierungsaufwand 
mit mehreren Millionen 
Euro geschätzt, was be-
deutet, „dass nur ein hoch-
kommerzielles Projekt um-
setzbar wäre. Ein Luxusbad 
als Luftschloss schwebt mir 
aber nicht vor“, sagte Be-
zirksbürgermeister Oliver 
Igel. Weder für einen Um-
bau des Gebäudes noch 
für einen Neubau würde 
es aus planungsrechtlichen 
Gründen eine Genehmi-
gung geben. „Wir haben 
als Alternative nur, das Ge-
bäude im jetzigen Zustand 
zu erhalten. Diesen verfal-
lenen Bau weiterhin der 
Öffentlichkeit zu präsen-
tieren, während daneben 
das Strandbad denkmalge-
recht wieder hergerichtet 
wird, kann nicht ernsthaft 
Wille sein“, sagte Bezirks-
bürgermeister Igel. Das 
Strandbadareal kann nun 
aber mit Mitteln des Bun-
des und des Landes saniert 
werden. „Mit der denk-
malgerechten Sanierung 
kann das Objekt endlich 
ganzjährig und auch das 
Saunagebäude kann bes-
ser genutzt werden. Damit 
ist endlich nicht mehr im 
Herbst Schluss mit Leben 
im Strandbad Müggelsee“, 
sagte Bezirksbürgermeis-
ter Oliver Igel. „Hier soll 
es Möglichkeiten geben, 
insbesondere für sozi-
al benachteiligte Kinder, 
Jugendliche, Alleinerzie-
hende mit Kindern, und 
für SeniorInnen nicht nur 
ihre Freizeit zu verbringen, 
sondern vor allem Erho-
lung mitten in Berlin zu 
finden“, sagte Igel.
Es wurde bereits der Zeit-
plan für die Erstellung des 
Sanierungskonzeptes, der 
Planung und der Sanie-
rung veröffentlicht und 
zudem die weiteren Schrit-
te der Bürgerbeteiligung 
genannt. Das Sanierungs-
konzept wird öffentlich 
vorgestellt und diskutiert. 
„Das Strandbad soll und 
muss Strandbad bleiben. 
Von Luftschlössern haben 
wir schon genug gehört“, 
so Bezirksbürgermeister 
Oliver Igel.

Aus der BVV-Fraktion Treptow-Köpenick8

EIN STRANDBAD – KEIN 
LUFTSCHLOSS

Ein Fahrradschnellweg für Treptow-Köpenick
Der Radverkehr nimmt 
in Berlin immer weiter zu 
und unser Bezirk Trep-
tow-Köpenick möchte sich 
bis 2020 zur beliebtesten 
Radregion Berlins entwi-
ckeln. Auch aus diesem 
Grund beschloss die Be-
zirksverordnetenversamm-
lung am 11.05.2017 auf Ini-
tiative der SPD-Verordneten 
Ellen Haußdörfer, dass sich 
das Bezirksamt weiterhin 
bei der Senatsverwaltung für 
Umwelt und Verkehr dafür 
einzusetzen soll, dass der 
Betriebsweg zwischen der 
Autobahn A 113 und dem 
Teltowkanal, welcher mit der 
Bestnote 1,9 ausgezeichnet 
wurde auch schnellstmög-

lich realisiert wird. Denn 
ein solcher Fahrradschnell-
weg würde die Fahrzeit laut 

Experten von 36 auf 22 Mi-
nuten verkürzen. Darüber 
hinaus waren sich diese Ex-

Demokratie und Toleranz will gelebt und verteidigt werden
Am 20. Mai 2017 fand das 
„Fest für Demokratie und 
Toleranz - gegen Angsträu-
me“ am Michael-Brück-
ner-Platz und in der Schnel-
lerstraße statt. Das Bündnis 
für Demokratie und Tole-
ranz sowie der Schirmherr, 
Bürgermeister Herr Oliver 
Igel, riefen zuvor dazu auf, 
Ideen zu sammeln. Durch 
diesen Aufruf beteiligten 
sich Projektträger, Vereine, 
Initiativen, Interessengrup-
pen, Gewerbetreibende, 
Vertreter*innen der demo-
kratischen Parteien, der Kir-
chen, der Schulen, Künst-
ler*innen, Sportler*innen 
und Einzelpersonen bei der 
Gestaltung und Umsetzung 
des Festes für ein buntes, 
tolerantes und attraktives 
Treptow-Köpenick.
Auf zwei Bühnen sorg-
ten Bands, Musiker*innen, 
Tanzgruppen und Vereine 
für ein abwechslungsreiches 
Programm. Eine Hüpfburg, 

mehrere Aktionen für Kin-
der und ein Angebot von 
kulinarischen Köstlichkei-
ten aus aller Welt machten 
das Fest zu einem Tag für die 
ganze Familie. 
Lars Düsterhöft, Mitglied im 
Abgeordnetenhaus, kom-
mentiert die Veranstaltung 
wie folgt:

„Einmal im Jahr organisiert 
das Bündnis für Demokratie 
Treptow-Köpenick ein fan-
tastisches Straßenfest. Wo 
früher Nazis unterwegs wa-
ren, es zu massiven An- und 
Übergriffen kam und man 
sich unwohl fühlte, ist heu-
te mal wieder die Straße voll 
mit vielen Menschen, die ein 

Zeichen setzen für Toleranz 
und ein friedliches Mitei-
nander. Als Sprecher des 
Bündnisses für Demokratie 
bin ich dankbar für die tolle 
Organisation durch so viele 
fabelhafte Menschen!“
Damit hat er recht, denn 
Schöneweide ist durch lang-
jähriges gesellschaftliches 
Engagement nicht länger 
Schwerpunkt rechter Gewalt 
im Bezirk. Nichtsdestotrotz 
ist es weiterhin wichtig, ein 
Zeichen für demokratische 
Werte und gegen Men-
schenfeindlichkeit zu set-
zen. Dies zeigte ein Vorfall 
an massiver Bedrohung ei-
nes Mitarbeiters des Zent-
rum für Demokratie durch 
Neonazi-Rocker während 
des Abbaus des Festes ein-
deutig. Der Mitarbeitende 
forderte die Gruppe zur Un-
terlassung des Zeigens des 
Hitlergrußes auf, woraufhin 
dieser lebensbedroht wur-
de. Der Betroffene hat eine 

Anzeige wegen des Zeigens 
verfassungswidriger Sym-
bole und der Bedrohung ge-
stellt. Die Polizei bestätigte 
die Bedrohungssituation, 
die Tatverdächtigen konn-
ten bisher noch nicht er-
mittelt werden. Weitere In-
formationen hierzu sind auf 
www.goo.gl/KboLJM zu fin-
den. Die Fraktion der SPD 
Treptow-Köpenick solida-
risiert sich mit dem betrof-
fenen Mitarbeiter des Zen-
trums für Demokratie und 
bedankt sich für die erwie-
sene Zivilcourage. 
Oliver Igel, Bezirksbürger-
meister und Schirmherr, 
äußert sich zu dem Vorfall: 
„Verbale und körperliche 
Bedrohungen dürfen nicht 
toleriert werden. Wir müs-
sen uns gemeinsam gegen 
jedwede Angriffe stellen. 
Wir solidarisieren uns mit 
Opfern und treten gemein-
sam und konsequent den 
Tätern gegenüber.“

Bohnsdorfer Kreisel : BVV beschließt den 
Einwohnerantrag zur Verkehrsführung 
Seit vielen Jahren kochten 
die Gemüter hoch zwischen 
Verwaltung, AnwohnerIn-
nen, Gewerbetreibenden und 
Politik um den Richtungsver-
kehr im Bohnsdorfer Kreisel, 
also den Straßen Richterstra-
ße, Am Falkenberg und Bru-
no-Taut-Straße am Bahnhof 
Grünau. 
Das bezirkliche Tiefbauamt 
wollte einen konsequen-
ten Zweirichtungsverkehr 
einführen und die Einwoh-
nerInnen forderten einen 
konsequenten Einrichtungs-
verkehr. Nun haben sich die 
Antragsteller und Politik ge-
einigt. Die VertreterInnen des 
Einwohnerantrags „Bohns-
dorfer Kreisel“ übernahmen 
den Vorschlag der SPD-Frak-
tion, die bisherigen Rich-
tungsverkehre beizubehalten 
und damit die umfangrei-
chen Sanierungsmaßnahmen 
ohne Neuanordnung durch-
zuführen. 
Alle anderen Ziele der Bau-

maßnahme wie die Verle-
gung der Bushaltestellen, die 
Einrichtung von Radfahr-
streifen und Fußgängerüber-
wegen sowie der Bau einer 
Ampelanlage an der Kreu-
zung Richterstraße / Ecke 
Bruno-Taut-Straße können 
auch so realisiert werden. 
Einzig der geplante Fußgän-
gerüberweg Am Falkenberg 

muss ein paar Meter weiter 
nach außerhalb des Kreisels 
verschoben werden.
Der Einwohnerantrag 
Bohnsdorfer Kreisel wur-
de von der BVV im Mai mit 
breiter Mehrheit beschlos-
sen. Die VertreterInnen des 
Einwohnerantrags, die über 
4.000 Unterschriften für ihr 
Anliegen gesammelt hatten, 

perten einig, dass ein „stra-
ßenunabhängig geführter 
Weg, eine ausreichende Brei-
te und die Führung entlang 
eines Gewässer gute Gründe 
für die Bestbenotung sind.
Die wachsende Stadt bringt 
neben neuen netten Nach-
barn auch neue Herausfor-
derungen für die Bezirke und 
die Stadt insgesamt. Die Stra-
ßen werden voller, denn ne-
ben steigenden Zahlen beim 
ÖPNV nehmen sowohl Auto- 
als auch Radverkehr zu. Da 
die Straßen jedoch aufgrund 
von Platzmangel nicht immer 
verbreitert werden können, 
ist es sinnvoll Alternativen 
zu planen, welche dem Rad-
verkehr, wie auch im Übrigen 

den Autoverkehr (Autobah-
nen) ermöglichen komplett 
unabhängig vom restlichen 
Verkehr durch die Stadt zu 
fahren.
„Radschnellwege bieten eine 
gute und sichere Alternative 
zum bestehenden Fahrrad-
straßennetz und ermöglichen 
ein schnelleres Vorankom-
men durch die Stadt“ meint 
dazu der Fahrradbeauftrag-
te der SPD-Fraktion Trep-
tow-Köpenick, Manuel Tyx.
Ein Fahrradschnellweg ist 
natürlich kein Allerheilmittel, 
aber dennoch eine gute Er-
gänzung und ein kleines und 
notwendiges Mosaikstein-
chen auf dem Weg zur belieb-
testen Fahrradregion Berlins.

sind über diese Entscheidung 
sehr glücklich.
„Es kann so einfach sein“, 
fasst Ralf Thies, verkehr-
spolitischer Sprecher der 
SPD-Fraktion und Initiator 
der nun gefundenen Lösung 
den Prozess zusammen. „Na-
türlich muss ganz viel an 
Arbeiten erfolgen, aber es 
ist nicht die erste bauliche 
Maßnahme dort und genau 
wie bisher ist auch diese kein 
Grund für einen neuen Rich-
tungsverkehr. Die gut 4.000 
UnterzeichnerInnen des 
Einwohnerantrages wissen 
genau, was sie wollen: Die 
bewährte Verkehrsführung 
und natürlich neue und gute 
Lösungen für die Busse, den 
Radverkehr, die Überwege 
und Ampelanlagen. Das passt 
so zusammen und wir müs-
sen nun mit den Einwohne-
rInnen die Verkehrslenkung 
Berlin überzeugen, die An-
ordnung des Zweirichtungs-
verkehrs zurückzunehmen.“

Eine Tanzgruppe präsentiert sich beim Fest für Demokratir und 
Toleranz
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Ellen Haußdörfer, schul-
politische Sprecherin der 
SPD-Fraktion kann sich 
freuen: „Endlich nimmt 
der Schulbau in Adlershof 
Gestalt an.“ Im Sozialraum 
Adlershof und Altglieni-
cke nimmt der Bedarf an 
Grund- und Oberschul-
plätzen rasant zu, die Schü-
lerInnenzahlen steigen. Die 
räumlichen Reserven an 
umliegenden Schulen sind 
erschöpft, sodass ein Schul-
neubau dringend erforder-
lich ist. Mit dem Beschluss 
des Bezirksamtes und der 
Anmeldung in der Investi-
tionsplanung des Bezirkes 
wird hierfür der Grund-
stein gelegt, dass zukünf-
tig ein Neubau Entlastung 
schafft und ein moderner 
Neubau errichtet werden 
kann. Die Einrichtung einer 
Gemeinschaftsschule sowie 
eine inhaltliche Anbindung 
an den Wissenschafts- und 
Technologiestandort Ad-
lershof ist erwünscht und 
wird durch die SPD-Frakti-
on positiv begleitet. 

SCHULBAU IN ADLERSHOF 
NIMMT GESTALT AN


